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 C. Rechtsvorschriften und Bekanntma-
chungen anderer Behörden und Dienst-
stellen 
 
221 
Nahverkehrsverbund Paderborn/Höxter, 
hier: Satzung „Allgemeine Vorschrift im 
Sinne des Artikel 3 Abs. 2 der Verordnung 
(EG) Nr. 1370/2007) des Nahverkehrsver-
bundes Paderborn/Höxter über die Festset-
zung des Deutschlandtickets als Höchstta-
rif“ 

Paderborn, den 30.August 2023 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Hiermit wird gemäß § 2 Abs. 3 BekanntmVO ange-
ordnet, die am 30.08.2023 im Rahmen eines Dring-
lichkeitsbeschlusses durch den Vorsitzenden der 
Verbandsversammlung gemeinsam mit drei Mitglie-
dern der Verbandsversammlung des nph beschlos-
sene Satzung wie nachstehend bekannt zu machen. 
Die Satzung „Allgemeine Vorschrift im Sinne des 
Artikel 3 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 
1370/2007) des Nahverkehrsverbundes Paderborn / 
Höxter über die Festsetzung des Deutschlandtickets 
als Höchsttarif“ wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. 

                                                           
1 VERORDNUNG (EG) Nr. 1370/2007 DES EU-
ROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 
vom 23. Oktober 2007 über öffentliche Personen-
verkehrsdienste auf Schiene und Straße und zur 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung 
der Verfahrens- und Formvorschriften des Gesetzes 
über die kommunale Gemeinschaftsarbeit (GkG) 
und der Kreisordnung für das Land Nordrhein-West-
falen (KrO NRW) beim Zustandekommen dieser 
Satzung nach Ablauf von sechs Monaten seit dieser 
Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht wer-
den kann, es sei denn 
 

a. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt o-
der ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 
wurde nicht durchgeführt, 

 
b. diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öf-

fentlich bekannt gemacht worden, 
 

c. der Verbandsvorsteher hat den Beschluss 
der Verbandsversammlung vorher bean-
standet oder 

 
d. der Form- oder Verfahrensmangel ist ge-

genüber dem Zweckverband vorher gerügt 
und dabei die verletzte Rechtsvorschrift 
und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 

 
Heiko Hansmann 
Vorsitzender der Verbandsversammlung 
 
Allgemeine Vorschrift im Sinne des Artikel 3 Ab-
satz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1370/20071) des 

Aufhebung der Verordnungen (EWG) Nr. 1191/69 
und (EWG) Nr. 1107/70 des Rates (ABl. L 315/1) in 
der Fassung der Verordnung (EU) 2016/2338 DES 
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Nahverkehrsverbundes Paderborn / Höxter über 
die Festsetzung des Deutschlandtickets als 
Höchsttarif 
vom 30.08.2023 
 
Der Vorsitzende der Verbandsversammlung hat ge-
meinsam mit drei weiteren Mitgliedern der Ver-
bandsversammlung gem. § 9 der Verbandssatzung 
des Zweckverbandes nph sowie § 8 Abs. 4 GkG 
NRW i.V.m. § 5 Abs. 1 KrO NRW am 30.08.2023 
im Wege eines Dringlichkeitsbeschlusses die fol-
gende allgemeine Vorschrift über die Festsetzung 
des Deutschlandtickets als Höchsttarif als Satzung 
beschlossen: 
 

Präambel 
 

Bund und Länder haben sich darauf geeinigt, ein di-
gitales, deutschlandweit gültiges „Deutschlandti-
cket“ für den öffentlichen Personennahverkehr 
(ÖPNV) zu einem Einführungspreis von 49 Euro pro 
Monat im monatlich kündbaren Abonnement einzu-
führen. Das Deutschlandticket ist zum 1. Mai 2023 
gestartet. In der Umsetzung arbeiten Bund, Länder, 
kommunale Spitzenverbände und Unternehmensver-
bände eng zusammen. Bund und Länder stellen für 
das Deutschlandticket ab 2023 jeweils 1,5 Milliar-
den Euro jährlich zur Verfügung. Hierzu passt der 
Bund das Regionalisierungsgesetz (RegG) an. Bund 
und Länder haben sich weiterhin darauf verständigt, 
dass die notwendige Auskömmlichkeit des Tarifs für 
das Deutschlandticket gewährleistet wird. Etwaige 
Mehrkosten, die den Unternehmen im Einführungs-
jahr 2023 entstehen, werden je zur Hälfte von Bund 
und Ländern getragen. Auch in den Folgejahren wol-
len Bund und Länder gemeinsam vereinbaren, wie 
die Finanzierung durch Ticketeinnahmen und Zu-
schüsse sichergestellt wird. Das bundesweit gültige 
Deutschlandticket ermöglicht den Fahrgästen mit ei-
nem einfachen und günstigen Angebot die Nutzung 
des ÖPNV und stellt einen Baustein für einen attrak-
tiven ÖPNV dar. Daneben soll mit dem von Bund 
und Ländern noch zu erarbeitenden Ausbau- und 
Modernisierungspakt auch das verkehrliche Ange-
bot weiterentwickelt werden. 

1. Rechtsgrundlagen 

Auf Grundlage von § 8 Absatz 3 und § 8a Ab-
satz 1 Sätze 2 und 3 des Personenbeförderungs-
gesetzes (PBefG), § 3 Abs. 1 ÖPNVG NRW , 
§ 8 Abs. 3 GkG NRW i.V.m. § 5 KrO NRW 
sowie Artikel 3 Absatz 2 in Verbindung mit 
Art. 2 Buchstabe l der Verordnung (EG) Nr. 
1370/2007 erlässt der Nahverkehrsverbund Pa-
derborn / Höxter die nachfolgende allgemeine 

                                                           
EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RA-
TES vom 14. Dezember 2016 zur Änderung der 
Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 hinsichtlich der 

Vorschrift zur Festsetzung des Deutschlandti-
ckets als Höchsttarif im allgemeinen öffentli-
chen Personennahverkehr (allgemeiner ÖPNV) 
und zur Gewährung von Ausgleichsleistungen 
für finanzielle Nachteile im Zusammenhang 
mit der Beförderung von Fahrgästen mit einem 
Deutschlandticket. 

2. Gemeinwirtschaftliche Verpflichtung 

2.1 Alle Verkehrsunternehmen, die im Gel-
tungsbereich dieser allgemeinen Vor-
schrift (dazu Ziffer 2.2) öffentliche Perso-
nenverkehrsdienste im ÖPNV erbringen, 
sind verpflichtet, während der Laufzeit 
dieser allgemeinen Vorschrift (dazu Zif-
fer 8) das Deutschlandticket im Sinne des 
§ 9 Absatz 1 des Regionalisierungsgeset-
zes (RegG) als Höchsttarif im Sinne des 
Art. 3 Absatz 2 Verordnung (EG) Nr. 
1370/2007 gemäß den Vorgaben dieser 
allgemeinen Vorschrift entsprechend Zif-
fern 2.1 und 2.2 anzuwenden und anzuer-
kennen (im Folgenden „Tarifanerken-
nung“ bzw. „Tarifanerkennungspflicht“ 
oder „Tarifanwendung“ bzw. „Tarifan-
wendungspflicht“) und zu kontrollieren.  

 

Die Tarifanerkennung oder Tarifanwen-
dung beinhaltet die Beförderung von 
Fahrgästen mit einem gültigen Deutsch-
landticket zu den bundesweit einheitlich 
geltenden Tarifbedingungen gemäß den 
Tarifbestimmungen Deutschlandticket 
vom 7. März 2023 (vgl. https://infopor-
tal.mobil.nrw/koordinierungsrat; Datei 
„Beschluss über die Tarifbestimmungen 
für das Deutschlandticket vom 
08.03.2023, aktualisiert am 30.05.2023 
und 10.07.2023), ohne dass den Fahrgäs-
ten hierfür zusätzliche Kosten entstehen. 
Die Verkehrsunternehmen sind im Zu-
sammenhang mit der Anerkennung des 
Deutschlandtickets zudem berechtigt und 
verpflichtet, an der bundesweit abge-
stimmten Einnahmeaufteilung für das 
Deutschlandticket für das Jahr 2023 teil-
zunehmen, die hierfür erforderlichen Da-
ten bereitzustellen, bestehende Einnah-
menansprüche vollumfänglich geltend zu 

Öffnung des Marktes für inländische Schienenper-
sonenverkehrsdienste (ABl. L 354/22). 
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machen und ggf. diese Ansprüche über-
schießende Einnahmen abzugeben (vgl. 
https://infoportal.mobil.nrw/koordinie-
rungsrat; Datei „Beschluss zur Zuschei-
dung der Einnahmen aus dem Deutsch-
landticket vom 20.03.2023 inkl. Ergän-
zung Nr. 11“). Soweit ein Verkehrsunter-
nehmen Verkehrsleistungen im SPNV o-
der ÖPNV auch in den Bezirken anderer 
Aufgabenträger erbringt, gilt die Ver-
pflichtung nach dem vorstehenden Satz 
für das Verkehrsunternehmen, wenn das 
Verkehrsunternehmen im Verhältnis zu 
diesen anderen Aufgabenträgern eben-
falls einen Ausgleichsanspruch erwirbt, 
der dem Anspruch nach dieser allgemei-
nen Vorschrift und den Vorgaben der 
Musterrichtlinien Deutschlandticket 2023 
entspricht, und wenn der Aufgabenträger 
eine entsprechende Verpflichtung bzgl. 
der bundesweit abgestimmten Einnahme-
aufteilung auch für alle anderen in seinem 
Zuständigkeitsbereich tätigen Verkehrs-
unternehmen schafft, die Ausgleichszah-
lungen nach den Musterrichtlinien 
Deutschlandticket 2023 erhalten.  

Die Verkehrsunternehmen sind zudem 
verpflichtet, Beförderungsbedingungen 
des Deutschlandtickets aufzustellen und 
zu veröffentlichen und, wenn und soweit 
im Zusammenhang mit der Tarifanerken-
nung erforderlich, Tarifgenehmigungsan-
träge für das Deutschlandticket selbst zu 
stellen und/oder bei entsprechenden Ta-
rifanträgen Dritter mitzuwirken und keine 
Einwände hiergegen vorzubringen. Sie 
haben in dem ihnen möglichen, erforder-
lichen und zumutbaren Umfang an der 
bundesweit einheitlichen Umsetzung des 
Deutschlandtickets mitzuwirken. Die 
Verkehrsunternehmen sind zudem ver-
pflichtet, die nach Ziffer 4.1. dieser allge-
meinen Vorschrift unterstützte Kontrol-
linfrastruktur drei Jahre im ÖPNV in 
Deutschland einzusetzen.  

Im Hinblick auf die Standards zur bundes-
weiten Kontrollierbarkeit des Deutsch-
landtickets sind die Vorgaben der bundes-
weit abgestimmten Eckpunkte zur Kon-
trolle des Deutschlandtickets einzuhalten, 
sobald diese auf der Webseite des Koor-
dinierungsrates Deutschlandticket 
(https://infoportal.mobil.nrw/koordinie-
rungsrat) zur Verfügung gestellt werden. 

 

2.2 Der Geltungsbereich dieser allgemeinen 
Vorschrift erstreckt sich geografisch auf 
das gesamte Gebiet, für das der Nahver-
kehrsverbund Paderborn / Höxter – unter 
Berücksichtigung von bestehenden Rege-
lungen zur Übertragung von Zuständig-
keiten mit benachbarten zuständigen Be-
hörden – die Befugnis als zuständige Be-
hörde im Sinne des Artikel 2 Buchstabe b) 
der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 für 
den ÖPNV innehat. Sie erstreckt sich so-
mit insbesondere auch auf die in das Ge-
biet der Stadt Paderborn ein- und ausbre-
chenden Linien des Regionalverkehrs. 

3. Vorrangige Regelungen öffentlicher Dienst-
leistungsaufträge  

Soweit öffentliche Personenverkehrsdienste im 
allgemeinen öffentlichen Personenverkehr auf 
Grundlage öffentlicher Dienstleistungsaufträge 
erbracht werden (gemeinwirtschaftliche Ver-
kehrsdienste), gelten die Regelungen dieses öf-
fentlichen Dienstleistungsauftrags einschließ-
lich etwaiger Ergänzungen und/oder Nachträge 
im Grundsatz vorrangig vor den Regelungen 
dieser allgemeinen Vorschrift. Dies gilt in Be-
zug auf die Pflicht zur Tarifanerkennung / Ta-
rifanwendung und die hierfür zu gewährenden 
Ausgleichsleistungen nur insoweit, wie der je-
weilige öffentliche Dienstleistungsauftrag eine 
entsprechende Pflicht zur Anerkennung / An-
wendung des Deutschlandtickets und die hier-
für zu gewährenden Ausgleichsleistungen ent-
hält; im Übrigen ergibt sich die Tarifanerken-
nungspflicht / Tarifanwendungspflicht ein-
schließlich der hierfür zu gewährenden Aus-
gleichsleistungen aus dieser allgemeinen Vor-
schrift.  

4. Ausgleichsleistungen 

4.1 Die Verkehrsunternehmen haben für das 
Jahr 2023 Anspruch auf Ausgleichsleis-
tungen für die ihnen durch die Anerken-
nung / Anwendung des Deutschlandti-
ckets entstehenden finanziellen Nachteile 
nach Maßgabe der obligatorischen Rege-
lungen der Richtlinien Zuwendungen 
Deutschlandticket ÖPNV NRW 2023, 
insbesondere nach deren Nummern 5.4.1 
bis 5.4.8. Die Höhe des maximal bereitge-
stellten Ausgleichsbetrages für das Jahr 
2023 für die Verkehrsunternehmen ergibt 
sich aus den Mitteln, die vom Land NRW 
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gemäß den Richtlinien Zuwendungen 
Deutschlandticket ÖPNV NRW 2023 für 
die betrachtete Verkehrsleistung zur Ver-
fügung gestellt werden. 

Für vollständig neu eingeführte verkehrli-
che Angebote, für die keine Referenz-
werte des Jahres 2019 ermittelt werden 
können, ist zur Ermittlung der Solleinnah-
men ausnahmsweise die Nutzung von Ist-
Daten des Jahres 2022 zulässig. Sofern 
keine Werte aus den Vorjahren bestehen, 
sind validierte Prognosedaten zulässig. 
Diese Prognosedaten müssen unter Be-
rücksichtigung der tatsächlichen Ist-Da-
ten zur Nutzung mit dem Deutschlandti-
cket und der preislichen Elastizität beim 
Nachweisverfahren validiert werden. 

 Der Nahverkehrsverbund Pa-
derborn / Höxter kann künftig 
auch zusätzliche Tarifvorga-
ben und Ausgleichsregelungen 
treffen. 

 In Bezug auf die Kosten gilt: 
Kosten im Zusammenhang mit 
der Anerkennung des Deutsch-
landtickets können nach Maß-
gabe der Richtlinien Zuwen-
dungen Deutschlandticket 
ÖPNV NRW 2023 berücksich-
tigt werden. Bestehende Rege-
lungen in öffentlichen Dienst-
leistungsaufträgen bleiben un-
berührt. 

4.2 Für die Ermittlung des finanziellen Netto-
effekts gemäß Verordnung (EG) Nr. 
1370/2007 bzw. Nummer 6 der Richtli-
nien ist eine Aufstellung aller Auswirkun-
gen auf die Einnahmen und Kosten vorzu-
nehmen.  

4.3 Die Ausgleichsleistungen nach dieser all-
gemeinen Vorschrift dürfen nicht zu einer 
Überkompensation im Sinne des Anhangs 
der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 füh-
ren. 

Die Vermeidung einer Überkompensation 
wird wie folgt gewährleistet:  

Die Überkompensationskontrolle ist im 
Fall einer Überkompensationskontrolle 
über einen öffentlichen Dienstleistungs-
auftrag (siehe Ziffer 3) zumindest einmal 
während der Laufzeit des öffentlichen 
Dienstleistungsauftrags durchzuführen. 
Erfolgt die Überkompensationskontrolle 

allein über die allgemeine Vorschrift, ist 
eine jährliche Kontrolle erforderlich. Die 
Ausgleichsleistung darf den finanziellen 
Nettoeffekt aus der Tarifanwendung/-an-
erkennung des Deutschlandtickets nach 
Ziffer 4.1 i. S. von Ziffer 4.2 nicht über-
steigen. Die Richtigkeit der Ergebnis-
rechnung und die Angemessenheit des 
Gewinns im Sinne der Ziffer 6 des An-
hangs der Verordnung (EG) Nr. 
1370/2007 kann durch einen Wirtschafts-
prüfer oder Steuerberater oder vom Rech-
nungsprüfungsamt bescheinigt werden. 

Als angemessener Gewinn wird ein An-
teil von 5,00 Prozent der Kosten, die in 
Verbindung mit den dieser allgemeinen 
Vorschrift unterfallenden Verkehren ent-
stehen, ohne besonderen Nachweis ange-
setzt. 

Das Verkehrsunternehmen stellt die für 
die Beurteilung erforderlichen Daten zu 
den Kosten und Erlösen umfassend zur 
Verfügung und ermöglicht so die Über-
prüfung des Vorliegens einer Überkom-
pensation. Ein höherer Gewinn kann im 
Einzelfall überdies als angemessen ak-
zeptiert werden, wenn die Verkehrs-
dienste in einem wettbewerblichen 
Vergabe- oder Genehmigungsverfahren 
vergeben wurden und das Verkehrsunter-
nehmen nachweist, dass es über die Lauf-
zeit des öffentlichen Dienstleistungsauf-
trags oder der Genehmigung, ohne Be-
trachtung der Corona-geprägten Jahre 
2020 bis 2022, eine höhere Umsatzrendite 
mit den zugrundeliegenden Verkehrs-
diensten erzielt hätte. Die Berechnung 
einschließlich der Datengrundlagen müs-
sen einer Überprüfung durch den Nahver-
kehrsverbund Paderborn / Höxter oder 
dessen Beauftragten zugänglich gemacht 
werden (vgl. Ziffer 5.5). Zum Nachweis 
einer nicht vorhandenen Überkompensa-
tion ist eine unternehmensindividuelle 
Aufstellung über die Berechnung des fi-
nanziellen Nettoeffekts aus der Tarifan-
wendung / bzw. -anerkennung in Bezug 
auf das Deutschlandticket entsprechend 
Ziffer 4. bis zum 15.02.2025 vorzulegen. 
Als Ergebnis der Aufstellung ist unter Be-
rücksichtigung der Ausgleichsleistungen 
nach Maßgabe dieser allgemeinen Vor-
schrift die nicht erfolgte Überkompensa-
tion auszuweisen. Sollte im Einzelfall 
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dennoch eine Überkompensation festge-
stellt werden, hat das Verkehrsunterneh-
men den überkompensierenden Betrag 
zur Vermeidung einer unzulässigen Bei-
hilfe einschließlich Zinsen ab dem Eintritt 
der Überkompensation zurückzuzahlen. 

5. Darlegungs- und Nachweispflichten 

5.1 Das Verkehrsunternehmen trägt die Dar-
legungs- und Nachweispflicht für sämt-
lich in dieser allgemeinen Vorschrift ge-
regelten Voraussetzungen und Anforde-
rungen an die Gewährung der Ausgleichs-
leistungen. Es ist verpflichtet, sämtliche 
für die Durchführung dieser allgemeinen 
Vorschrift erforderlichen Angaben voll-
ständig und wahrheitsgemäß zu machen.  

5.2 Die Verkehrsunternehmen sind verpflich-
tet, dass sichergestellt wird, dass die Fahr-
ausweisverkäufe an die von der Arbeits-
gemeinschaft aus dem Verband Deutscher 
Verkehrsunternehmen e.V., der Deutsch-
landtarifverbund GmbH, dem Bundesver-
band Deutscher Omnibusunternehmen 
e.V. und dem Bundesverband Schienen-
Nahverkehr e.V. gebildete EAV-Clea-
ringstelle fristgerecht gemeldet werden 
(vgl. https://infoportal.mobil.nrw/koordi-
nierungsrat; Datei „Beschluss zur Zu-
scheidung der Einnahmen aus dem 
Deutschlandticket vom 20.03.2023 inkl. 
Ergänzung Nr. 11“ sowie Datei „Verfah-
rensbeschreibung Datenmeldung 
Deutschland-Ticket, Anlage 1 zum Be-
schluss zur Zuscheidung der Einnahmen 
aus dem Deutschlandticket vom 
20.03.2023“). 

5.3 Vorzulegen sind für das Jahr 2019 [bzw. 
das entsprechende Jahr gem. Ziff. 4 letzter 
Unterabsatz] sowie für das jeweils abzu-
rechnende Jahr bis zum 15.02. des zwei-
ten dem abzurechnenden Jahr folgenden 
Kalenderjahres:  

 vollständige Angaben über die 
durch das Verkehrsunterneh-
men verkauften oder dem Un-
ternehmen zugeschiedenen Ta-
rife und Tickets (kassentechni-
sche Einnahmen) jeweils diffe-
renziert nach Kalendermona-
ten und Kalenderjahr und allen 
Tarifsorten einschließlich der 

Höhe der Tarife und der Stück-
zahlen jeweils für die Tarife, 
die das Verkehrsunternehmen 
anwendet 

 Vollständige Angaben über die 
durch das Verkehrsunterneh-
men erzielten Tarifeinnahmen 
differenziert nach Kalender-
monaten und Kalenderjahr und 
allen Tarifsorten einschließlich 
der Höhe der Tarife und der 
Stückzahlen jeweils für die Ta-
rife, die das Verkehrsunterneh-
men anwendet oder anerkennt; 
maßgeblich sind bei Gemein-
schaftstarifen, vorbehaltlich 
der nachfolgenden Regelung, 
die endgültigen Ansprüche des 
Verkehrsunternehmens nach 
Maßgabe der Einnahmenauf-
teilungen.  

 Soweit das endgültige Ergeb-
nis der jeweiligen Einnahmen-
aufteilung bis zum 10.03. des 
zweiten dem abzurechnenden 
Jahr folgenden Kalenderjahres 
nicht vorliegt, wird der zu die-
sem Zeitpunkt letztverfügbare 
Stand der Einnahmenauftei-
lung zugrunde gelegt; eine spä-
tere Korrektur findet nicht 
statt. 

 Die jeweils maßgeblichen Re-
gelungen und/oder Vereinba-
rungen zur Durchführung der 
Einnahmenaufteilung für die 
Tarife, die das Verkehrsunter-
nehmen anwendet oder aner-
kennt. 

 Die jeweils maßgeblichen Re-
gelungen und/oder Vereinba-
rungen zur Durchführung der 
Einnahmenaufteilung. 

 Nachweise über die erzielten 
Einnahmen sowie zur Einnah-
menaufteilung bei Gemein-
schaftstarifen. 

 Nachweis über weitere Tarif-
vorgaben und deren tarifliche 
Auswirkungen (Mindereinnah-
men) einschließlich der hierfür 
gewährten Ausgleichsleistun-
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gen; diese sind von den tarifli-
chen Auswirkungen (Minder-
einnahmen) des Deutschlandti-
ckets und den hierfür gewähr-
ten Ausgleichsleistungen nach-
vollziehbar abzugrenzen, so-
dass ein doppelter Ausgleich 
ausgeschlossen ist. 

 Nachweis der nicht vorhande-
nen Überkompensation gemäß 
Ziffer 4.2 einschließlich der 
Bestätigung eines Wirtschafts-
prüfers oder Steuerberaters der 
Einhaltung der im Rahmen die-
ser allgemeinen Vorschrift ge-
regelten Anforderungen sowie 
der korrekten Ermittlung und 
sachlichen Richtigkeit der Da-
ten. Die Bestätigungen sind 
grundsätzlich durch den Wirt-
schaftsprüfer oder den Steuer-
berater zu erbringen. Es erfolgt 
bei den Bestätigungen eine Be-
legprüfung, d.h. bereits von 
sachkundigen Dritten (z.B. 
Verbünde) bestätigte Einfluss-
faktoren müssen nicht noch-
mals untersucht werden. 

5.4 Der Nahverkehrsverbund Paderborn / 
Höxter kann vom Verkehrsunternehmen 
die Vorlage weiterer Angaben und Nach-
weise verlangen, soweit dies zur Erfül-
lung der Nachweispflichten nach den 
Richtlinien Zuwendungen Deutschlandti-
cket ÖPNV NRW 2023 oder insbeson-
dere aufgrund von bestandskräftigen Ent-
scheidungen der EU-Kommission oder 
des Rechnungshofes erforderlich ist. 
Werden die unter Ziffer 5.3 genannten so-
wie ggf. darüber hinaus die gemäß Satz 1 
geforderten Unterlagen und Nachweise 
nicht fristgerecht vorgelegt, kann die Aus-
gleichsleistung für das jeweils abzurech-
nende Jahr ganz oder teilweise versagt 
werden. Bereits geleistete Abschlagszah-
lungen sind insoweit zurückzuzahlen. 

5.5 Der Nahverkehrsverbund Paderborn / 
Höxter kann die von dem Verkehrsunter-
nehmen nach Maßgabe dieser allgemei-
nen Vorschrift beizubringenden Daten, 
Nachweise, Kalkulationen, Testate oder 
ähnliches selbst oder durch einen von ihm 
bestimmten, zur Verschwiegenheit ver-
pflichteten Dritten prüfen lassen. Das 
Verkehrsunternehmen ist verpflichtet, auf 

entsprechendes Verlangen Einblick in die 
hierfür notwendigen Unterlagen zu ge-
währen. 

5.6 Im Hinblick auf die Übermittlung und 
Verarbeitung von Betriebs-, Geschäfts- 
sowie ggf. personenbezogenen Daten 
werden die jeweils geltenden rechtlichen 
Vorgaben beachtet. Sofern die Richtlinien 
Zuwendungen Deutschlandticket ÖPNV 
NRW 2023 diesbezüglich weitergehende 
Vorgaben trifft, werden diese ebenfalls 
umgesetzt. Bei Bedarf werden hierzu ent-
sprechende Vereinbarungen zwischen 
Verkehrsunternehmen und dem Nahver-
kehrsverbund Paderborn / Höxter getrof-
fen. Gleiches gilt in Bezug auf die Aufbe-
wahrung der zugrundeliegenden Unterla-
gen und Daten sowie für die hierfür gel-
tenden Fristen. 

6. Verfahren, Abwicklung der Ausgleichsleis-
tungen, Abschlagszahlungen 

6.1 Das Antragsformular auf Gewährung der 
Zuwendung gemäß der Anlage 1 zu den 
Richtlinien Zuwendungen Deutschlandti-
cket ÖPNV NRW 2023 ist beim Nahver-
kehrsverbund Paderborn / Höxter bis zum 
30.10.2023 einzureichen. Dem Antrag 
sind die Prognosen der Verbundorganisa-
tionen gemäß Nummer 5.3. sowie weitere 
begründende Unterlagen beizufügen. Der 
Nahverkehrsverbund Paderborn / Höxter 
kann verspätete Anträge zulassen. 

6.2 Auf der Grundlage des Antrags erfolgt die 
vorläufige Bewilligung. Die Auszahlung 
erfolgt frühestens nach Bestandskraft des 
Bescheides an das Verkehrsunternehmen 
nach dieser Vorschrift. Der Nahverkehrs-
verbund Paderborn / Höxter kann Ab-
schlagszahlungen gewähren. 

6.3 Die endgültige Ermittlung der Aus-
gleichsleistungen nach Maßgabe dieser 
allgemeinen Vorschrift erfolgt entspre-
chend Ziffer 5.3 unter Berücksichtigung 
der Abschlagszahlungen nach Ziffer 6.1. 
Dies beinhaltet auch eine Regelung zu 
Nachzahlungen bzw. zum Umgang mit 
Überzahlungen (Rückerstattung oder 
Verrechnung) einschließlich etwaiger 
Verzinsungen. 
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7. Veröffentlichung nach Art. 7 Absatz 1 der 
Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 

7.1 Der Nahverkehrsverbund Paderborn / 
Höxter ist über die auf Grundlage dieser 
allgemeinen Vorschrift gewährten Aus-
gleichsleistungen berichtspflichtig gemäß 
Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung (EG) 
Nr. 1370/2007. Soweit ein öffentlicher 
Dienstleistungsauftrag besteht, sind die 
Ausgleichsleistungen nach Maßgabe die-
ser allgemeinen Vorschrift Bestandteil 
der Ausgleichsleistungen auf Grundlage 
des jeweiligen öffentlichen Dienstleis-
tungsauftrags; sie werden somit gesamt-
haft zusammen mit den Ausgleichsleis-
tungen dieses öffentlichen Dienstleis-
tungsauftrags im Rahmen des Berichts 
nach Art. 7 Absatz 1 der Verordnung 
(EG) Nr. 1370/2007 dargestellt.  

7.2 Sofern dies für die Gewährleistung der 
Berichtspflicht nach Artikel 7 Absatz 1 
Satz 1 der Verordnung (EG) Nr. 
1370/2007 erforderlich ist, können Daten, 
die im Zusammenhang mit dieser allge-
meinen Vorschrift stehen, auch nachträg-
lich von den Verkehrsunternehmen einge-
fordert werden. Verkehrsunternehmen, 
denen ein Ausgleich aufgrund dieser all-
gemeinen Vorschrift gewährt wird, kön-
nen sich insoweit nicht auf Vertraulich-
keit bzw. die Geheimhaltung der von 
ihnen gemachten Angaben berufen. 

8. Inkrafttreten und Geltungsdauer; Außer-
krafttreten 

8.1 Diese allgemeine Vorschrift in Form ei-
ner Satzung tritt am Tag nach der Be-
kanntmachung in Kraft. Die Verpflich-
tung nach Ziffer 2 tritt zum 01.05.2023 in 
Kraft.  

8.2 Diese allgemeine Vorschrift in Form ei-
ner Satzung tritt am 31.12.2023 außer 
Kraft. Sie kann durch allgemeine Vor-
schrift verlängert, geändert oder aufgeho-
ben werden.   

8.3 Der Nahverkehrsverbund Paderborn / 
Höxter kann diese allgemeine Vorschrift 
und die damit verbundene Pflicht zur An-
erkennung des Deutschlandtickets mit ei-
ner angemessenen Ankündigungsfrist von 
4 Wochen außer Kraft setzen, insbeson-
dere wenn der Bund oder das Nordrhein-

Westfalen keine ausreichende Unterstüt-
zung des Deutschlandtickets mehr sicher-
stellen, um die auf Basis der allgemeinen 
Vorschrift bestehenden Ausgleichsan-
sprüche vollumfänglich zu befriedigen.  

 
Abl. Bez. Reg. Dt 2023 S.252 
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Kraftloserklärung eines Sparkassenbuches 
 
Stadtsparkasse Rahden 

 
Rahden, den 16. August 2022 

 
Das Sparkassenbuch Nr. 30053425 wird nach vorhe-
rigem Aufgebot (16. Mai 2023) hiermit für kraftlos 
erklärt. 
 
Stadtsparkasse Rahden 
Der Vorstand 
 

Abl. Bez. Reg. Dt 2023 S.258 
 
 

223 
Kraftloserklärung eines Sparkassenbuches 
 
Stadtsparkasse Rahden 

 
Rahden, den 16. August 2022 

 
Das Sparkassenbuch Nr. 30816565 wird nach vorhe-
rigem Aufgebot (16. Mai 2023) hiermit für kraftlos 
erklärt. 
  
Stadtsparkasse Rahden 
Der Vorstand 
 

Abl. Bez. Reg. Dt 2023 S.258 
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